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II. Nachtrag zum Steuergesetz
vom 24. September 20061

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 2. November 20052

Kenntnis genommen und 

erlässt

als Gesetz:

I.

Das Steuergesetz vom 9. April 19983 wird wie folgt geändert:

Art. 8. Die politischen Gemeinden, in denen die Steuerpflicht
besteht, erhalten: 
a) 100 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlägen zu

den Gewinn- und Kapitalsteuern sowie zu den Minimalsteuern
auf Grundstücken; 

b) 120 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlägen zu
den Grundstückgewinnsteuern. 

Vorbehalten bleibt Art. 28bis des Finanzausgleichsgesetzes4. 
Führt der katholische Konfessionsteil in St.Gallen eine Sekun-

dar- oder Realschule, erhält er einen angemessenen Anteil an den
der politischen Gemeinde St.Gallen zukommenden Gemeindeantei-
len.

Art. 12bis (neu). Die Stellung eingetragener Partnerinnen oder
Partner5 entspricht in diesem Erlass derjenigen von Ehegatten.

Art. 24. Stirbt der Steuerpflichtige, treten seine Erben in seine
Rechte und Pflichten ein. Sie haften solidarisch für die vom Erblas-
ser geschuldeten Steuern bis zur Höhe ihrer Erbteile, einschliess-
lich der Vorempfänge.

1 Vom Kantonsrat erlassen am 4. April 2006; in der Volksabstimmung ange-
nommen und rechtsgültig geworden am 24. September 2006; in Vollzug ab
1. Januar 2007.

2 ABl 2005, 2413 ff.
3 sGS 811.1.
4 sGS 813.1.
5 Eidg. Partnerschaftsgesetz vom 18. Juni 2004, SR 211.231.
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Der überlebende Ehegatte haftet mit seinem Erbteil und mit dem
Betrag, den er aufgrund ehelichen Güterrechts über den nach
schweizerischem Recht ermittelten gesetzlichen Anteil hinaus
erhält.

Der überlebende eingetragene Partner haftet mit seinem Erbteil
und mit dem Betrag, den er aufgrund einer vermögensrechtlichen
Regelung nach Art. 25 Abs.1 des eidgenössischen Partnerschafts-
gesetzes vom 18. Juni 20041 erhalten hat.

Art. 32. Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzel-
firma, Personengesellschaft) werden bei Umstrukturierungen, ins-
besondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht
besteuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und
die bisher für die Einkommenssteuer massgeblichen Werte über-
nommen werden: 
a) bei der Übertragung von Vermögenswerten auf eine andere Per-

sonenunternehmung; 
b) bei der Übertragung eines Betriebs oder eines Teilbetriebs auf

eine juristische Person; 
c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten

anlässlich von Umstrukturierungen im Sinn von Art. 88 Abs.1
dieses Erlasses oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen. 

Bei einer Umstrukturierung nach Abs.1 Bst. b dieser Bestim-
mung werden die übertragenen stillen Reserven im Verfahren nach
Art.199 ff. dieses Erlasses nachträglich besteuert, soweit während
den der Umstrukturierung nachfolgenden fünf Jahren Beteiligungs-
oder Mitgliedschaftsrechte zu einem über dem übertragenen steuer-
lichen Eigenkapital liegenden Preis veräussert werden. Die juris-
tische Person kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn ver-
steuerte stille Reserven geltend machen.

Die Besteuerung der stillen Reserven kann, solange die Steuer-
pflicht im Kanton besteht, unterbleiben, wenn eine Personenunter-
nehmung als Folge der Umstrukturierung ganz oder teilweise in
eine Holding- oder Domizilgesellschaft überführt wird.

Art. 34. Steuerbar sind die Erträge aus unbeweglichem Vermö-
gen, insbesondere: 
a) alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder

sonstiger Nutzung; 
b) der Mietwert von Grundstücken, soweit sie dem Steuerpflich-

tigen aufgrund von Eigentum oder aufgrund eines unentgelt-
lichen Nutzungsrechts für den Eigengebrauch zur Verfügung ste-
hen; 

1 SR 211.231.
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c) Einkünfte aus Baurechtsverträgen; 
d) Einkünfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und anderen

Bestandteilen des Bodens. 

Der Mietwert nach Abs.1 Bst. b dieser Bestimmung entspricht
dem mittleren Preis, zu dem Grundstücke gleicher oder ähnlicher
Grösse, Lage und Beschaffenheit in der betreffenden Gegend ver-
mietet werden. Er ist auch dann voll steuerbar, wenn das Grund-
stück zu einem tieferen Mietzins an eine nahe stehende Person ver-
mietet oder verpachtet wird.

Der Mietwert des Eigenheims, das der Steuerpflichtige an sei-
nem Wohnsitz dauernd selbst bewohnt, wird um 30 Prozent, jedoch
höchstens um Fr. 9000.– herabgesetzt. 

Art. 45. Von den Einkünften werden abgezogen: 
a) die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gel-

ten, im Umfang der nach Art. 33 und 34 dieses Erlasses steuer-
baren Vermögenserträge zuzüglich Fr. 50000.–;

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leib-
renten;

c) die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder
tatsächlich getrennt lebenden Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge
oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfül-
lung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstüt-
zungspflichten;

d) die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen,
Prämien und Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und Inva-
lidenversicherung und an Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge;

e) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen
auf Leistungen aus anerkannten Formen der gebundenen Selbst-
vorsorge nach Art. 82 BVG1;

f) die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die
Arbeitslosenversicherung und die obligatorische Unfallversiche-
rung;

g) die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kran-
ken- und die nicht unter Bst. f dieser Bestimmung fallende
Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis
zum Gesamtbetrag von Fr. 4800.– für gemeinsam steuerpflich-
tige Ehegatten und von Fr. 2400.– für die übrigen Steuerpflich-
tigen. Diese Abzüge erhöhen sich um Fr.1000.– für gemeinsam

1 BG über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom
25. Juni 1982, SR 831.40.
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steuerpflichtige Ehegatten und um Fr. 500.– für die übrigen 
Steuerpflichtigen, wenn keine Beiträge nach Bst. d und e dieser
Bestimmung abgezogen werden. Sie erhöhen sich um Fr. 600.–
für jedes Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug
geltend machen kann;

h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 15 Jahren durch
Drittpersonen, höchstens Fr. 5000.– für jedes Kind, für das der
Steuerpflichtige einen Kinderabzug nach Art. 48 Abs.1 Bst.a
Ziff.1 oder 2 dieses Erlasses beanspruchen kann, wenn bei
gemeinsam steuerpflichtigen Eltern beide einer Erwerbstätigkeit
nachgehen oder einer der beiden dauernd erwerbsunfähig ist.
Den ledigen, getrennt lebenden, geschiedenen oder verwitweten
Steuerpflichtigen steht der Abzug zu, wenn sie einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen oder dauernd erwerbsunfähig sind.

Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Er-
werbseinkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Ge-
schäft oder Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.– abge-
zogen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehe-
gatten im Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern Ehegatten
gewährt.

Art. 46. Von den um die Aufwendungen und die Abzüge nach
Art. 39 bis 45 dieses Erlasses verminderten steuerbaren Einkünften
(Nettoeinkünfte) werden ausserdem abgezogen: 
a) die Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und der

von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die
Kosten selbst trägt und diese 2 Prozent der Nettoeinkünfte über-
steigen; 

abis)  die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder
der von ihm unterhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinn
des eidgenössischen Behindertengleichstellungsgesetzes vom
13. Dezember 20021, soweit der Steuerpflichtige die Kosten sel-
ber trägt;

b) …
c) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögens-

werten an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die zu-
folge öffentlicher oder ausschliesslich gemeinnütziger Zweck-
setzung von der Steuerpflicht befreit sind, soweit die Zuwen-
dungen im Steuerjahr Fr. 500.– übersteigen, insgesamt höchstens
20 Prozent der Nettoeinkünfte. Im gleichen Umfang abziehbar
sind entsprechende freiwillige Leistungen an Bund, Kantone und
Gemeinden sowie deren Anstalten.

1 SR 151.3.

2. Von der
Höhe des 
Einkommens
abhängige
Abzüge



nGS 41– 85

5 811.1

Art. 48. Vom Reineinkommen werden für die Steuerberechnung
abgezogen: 
a) als Kinderabzug, wenn der Steuerpflichtige für den Unterhalt zur

Hauptsache aufkommt und keinen Abzug nach Art. 45 Abs.1
Bst. c dieses Erlasses beansprucht: 
1. Fr. 4800.– für jedes unter der elterlichen Sorge oder Obhut

des Steuerpflichtigen stehende Kind, das noch nicht schul-
pflichtig ist;

2. Fr. 6800.– für jedes unter der elterlichen Sorge oder Obhut
des Steuerpflichtigen stehende oder volljährige Kind, das in
der schulischen oder beruflichen Ausbildung steht;

3. höchstens weitere Fr. 13 000.– für Ausbildungskosten für
jedes unter der elterlichen Sorge oder Obhut des Steuer-
pflichtigen stehende oder volljährige Kind, das in der schuli-
schen oder beruflichen Ausbildung steht, soweit sie der Steu-
erpflichtige selbst trägt und sie Fr. 2000.– übersteigen.

Stehen Kinder unter gemeinsamer elterlicher Sorge nicht
gemeinsam besteuerter Eltern, kommt der Kinderabzug jenem
Elternteil zu, der für das Kind Unterhaltsbeiträge nach Art. 45
Abs.1 Bst. c dieses Erlasses erhält. Werden keine Unterhalts-
beiträge geleistet, kommt der Kinderabzug jenem Elternteil zu,
der für den Unterhalt des Kindes zur Hauptsache aufkommt. Der
Kinderabzug nach Abs.1 Bst. a Ziff. 3 dieser Bestimmung ver-
mindert sich, soweit der Staat Stipendien gewährt, um den ent-
sprechenden Betrag, jedoch höchstens auf den Abzug nach
Abs.1 Bst. a Ziff.2 dieser Bestimmung.

b) …
c) …

Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der
Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.

Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuer-
periode, werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt; für die
Bestimmung des Steuersatzes werden sie voll angerechnet.

Art. 49 wird aufgehoben.

Art. 50. Die einfache Steuer vom Einkommen beträgt: 
Fr. 

0 Prozent für die ersten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 200.–
2 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000.–
4 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 000.–
5 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 000.–
5,5 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 000.–
6 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 900.–
7 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 600.–
8 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 000.–
9 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21 100.–
10 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 176 200.–

g) Sozial-
abzüge 

h) Steuer-
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1. Steuersatz



nGS 41–85

811.1 6

Für steuerbare Einkommen über Fr. 248 000.– beträgt die ein-
fache Steuer für das ganze Einkommen 9 Prozent.

Für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten wird der Steuersatz
des halben steuerbaren Einkommens angewendet.

Abs. 3 dieser Bestimmung wird auch auf verwitwete, getrennt
lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige angewendet, die
mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammen
leben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

Ausgeschüttete Gewinne von Kapitalgesellschaften und Genos-
senschaften mit Sitz in der Schweiz werden zur Hälfte des für das
steuerbare Gesamteinkommen anwendbaren Steuersatzes besteuert,
wenn die steuerpflichtige Person mit wenigstens 10 Prozent am
Aktien-, Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

Art. 52. Kapitalleistungen nach Art. 35 dieses Erlasses, gleich-
artige Kapitalabfindungen des Arbeitgebers sowie Zahlungen bei
Tod und für bleibende körperliche oder gesundheitliche Nachteile
nach Art. 36 Bst. b dieses Erlasses werden gesondert besteuert. Sie
unterliegen einer vollen Jahressteuer.

Die einfache Steuer beträgt für Kapitalleistungen bis Fr. 50 000.–
1,5 Prozent für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und 1,7 Pro-
zent für die übrigen Steuerpflichtigen. Sie erhöht sich auf der
gesamten Kapitalleistung um 0,1 Prozent je weitere Fr. 50 000.– bis
höchstens 4,0 Prozent.

Der Steuersatz für Ehegatten nach Abs. 2 dieser Bestimmung
wird auch für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige
Steuerpflichtige angewendet, die mit Kindern oder unterstützungs-
bedürftigen Personen zusammen leben und deren Unterhalt zur
Hauptsache bestreiten.

Die allgemeinen Abzüge und die Sozialabzüge werden nicht
gewährt. 

Der Steueranspruch auf die Jahressteuer entsteht im Zeitpunkt,
in dem die Leistung zufliesst.

Art. 65. Die einfache Steuer vom steuerbaren Vermögen beträgt
1,9 Promille.

Restbeträge des steuerbaren Vermögens unter Fr. 1000.– fallen
für die Steuerberechnung ausser Betracht.

Art. 68. Das steuerbare Vermögen bemisst sich nach dem Stand
am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht.

Für Steuerpflichtige mit selbständiger Erwerbstätigkeit, deren
Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr abschliesst, bestimmt
sich das steuerbare Geschäftsvermögen nach dem Eigenkapital am
Ende des in der Steuerperiode abgeschlossenen Geschäftsjahres.

Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuerpe-
riode, wird die diesem Zeitraum entsprechende Steuer erhoben.

3. Kapital-
abfindungen
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Erbt der Steuerpflichtige während der Steuerperiode Vermögen
oder entfällt die wirtschaftliche Zugehörigkeit zu einem andern
Kanton während der Steuerperiode, gilt Abs. 3 dieser Bestimmung
sachgemäss.

Art. 76 wird aufgehoben.

Art. 84. Aufwendungen werden berücksichtigt, soweit sie ge-
schäftsmässig begründet sind.

Den geschäftsmässig begründeten Aufwendungen sind gleichge-
stellt: 
a) die Steuern, ausgenommen Strafsteuern und Steuerbussen; 
b) die als Arbeitgeber geleisteten Beiträge und Zuwendungen an

Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Personals, wenn
jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist;

c) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögens-
werten bis 20 Prozent des Reingewinns an juristische Personen
mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz, die wegen Verfol-
gung öffentlicher oder gemeinnütziger Zwecke von der Steuer-
pflicht befreit sind, sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und
deren Anstalten;

d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütun-
gen auf dem Entgelt für Lieferungen sowie die zur Verteilung an
die Versicherten bestimmten Überschüsse von Versicherungs-
gesellschaften;

e) die Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an
Dritte bis zu 10 Prozent des ausgewiesenen Gewinns, soweit ihre
geschäftliche Notwendigkeit ausgewiesen ist, insgesamt jedoch
höchstens bis zu 1 Million Franken.

Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zah-
lungen von Bestechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Straf-
rechts an schweizerische oder fremde Amtsträger.

Vereine können die zur Erzielung ihrer steuerbaren Gewinne
erforderlichen Aufwendungen abziehen, andere Aufwendungen nur
insoweit, als sie die Mitgliederbeiträge übersteigen.

Art. 87. Beim Ersatz von betriebsnotwendigem Anlagevermö-
gen können stille Reserven auf ein Ersatzobjekt mit gleicher Funk-
tion übertragen werden; ausgeschlossen ist die Übertragung auf
Vermögen ausserhalb der Schweiz.

Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr,
kann im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet
werden. Wird diese Rückstellung nicht innert angemessener Frist
zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt verwendet, wird sie dem
steuerbaren Reingewinn zugerechnet.

3. Erfolgs-
wirksame 
Aufwendungen

6. Ersatz-
beschaffungen
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Betriebsnotwendig ist Anlagevermögen, das dem Betrieb unmit-
telbar dient; ausgeschlossen sind insbesondere Vermögensobjekte,
die dem Unternehmen nur als Vermögensanlage oder nur durch
ihren Ertrag dienen.

Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven auf
eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräusserte
Beteiligung wenigstens 20 Prozent des Grund- oder Stammkapitals
der anderen Gesellschaft ausmacht und als solche während wenigs-
tens eines Jahres im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft war.

Art. 88. Stille Reserven einer juristischen Person werden bei
Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der Fusion, Spaltung
oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in der
Schweiz fortbesteht und die bisher für die Gewinnsteuer massgeb-
lichen Werte übernommen werden: 
a) bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine

andere juristische Person; 
b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern

ein oder mehrere Betriebe oder Teilbetriebe übertragen werden
und soweit die nach der Spaltung bestehenden juristischen Per-
sonen einen Betrieb oder Teilbetrieb weiterführen;

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten
anlässlich von Umstrukturierungen oder von fusionsähnlichen
Zusammenschlüssen; 

d) bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben sowie von
Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens auf eine in-
ländische Tochtergesellschaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, an der die übertra-
gende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu wenigstens
20 Prozent am Grund- oder Stammkapital beteiligt ist. 

Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Abs.1
Bst. d dieser Bestimmung werden die übertragenen stillen Reser-
ven im Verfahren nach Art. 199 ff. dieses Erlasses nachträglich
besteuert, soweit während den der Umstrukturierung nachfolgen-
den fünf Jahren die übertragenen Vermögenswerte oder Betei-
ligungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Tochtergesellschaft ver-
äussert werden. Die Tochtergesellschaft kann in diesem Fall ent-
sprechende, als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend machen.

Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften, die nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse
durch Stimmenmehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher
Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zusammen-
gefasst sind, können direkt oder indirekt gehaltene Beteiligungen
von wenigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer
anderen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder

7. Umstruktu-
rierungen
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Teilbetriebe sowie Gegenstände des betrieblichen Anlagevermö-
gens zu den bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen Werten
übertragen werden. Vorbehalten bleiben:
a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Abs.1 Bst. d

dieser Bestimmung;
b) die Übertragung von Gegenständen des betrieblichen Anlagever-

mögens auf eine Gesellschaft, die nach den Art. 92 oder 93 die-
ses Erlasses besteuert wird.

Werden im Fall einer Übertragung nach Abs. 3 dieser Bestim-
mung während der nachfolgenden fünf Jahre die übertragenen Ver-
mögenswerte veräussert oder wird während dieser Zeit die einheit-
liche Leitung aufgegeben, werden die übertragenen stillen Reser-
ven im Verfahren nach Art.199 ff. dieses Erlasses nachträglich
besteuert. Die begünstigte juristische Person kann in diesem Fall
entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend
machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristverletzung unter einheit-
licher Leitung zusammengefassten inländischen Kapitalgesell-
schaften und Genossenschaften haften für die Nachsteuer solida-
risch.

Die Besteuerung der stillen Reserven kann, solange die Steuer-
pflicht im Kanton besteht, auch unterbleiben, wenn eine juristische
Person als Folge der Umstrukturierung oder aus andern Gründen
neu als Holding- oder Domizilgesellschaft besteuert wird.

Art. 89. Die Kapitalgesellschaften und die Genossenschaften
entrichten als einfache Steuer 4,5 Prozent vom steuerbaren Gewinn.

Art.92. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren sta-
tutarischer Zweck zur Hauptsache in der dauernden Verwaltung von
Beteiligungen besteht und die in der Schweiz keine Geschäftstätig-
keit ausüben, entrichten keine Gewinnsteuer, sofern die Beteiligun-
gen oder die Erträge aus den Beteiligungen längerfristig wenigstens
zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Erträge ausmachen.

Vorbehalten bleibt die Besteuerung: 
a) der Erträge aus schweizerischem Grundeigentum, unter Berück-

sichtigung der Abzüge, die einer üblichen hypothekarischen
Belastung entsprechen; 

b) der Erträge, für die eine Entlastung von ausländischen Quellen-
steuern beansprucht wird und für die ein Staatsvertrag die
ordentliche Besteuerung in der Schweiz voraussetzt; 

Steuer-
berechnung 
a) Kapital-
gesellschaften
und Genossen-
schaften 
1. Steuersatz

3. Holding-
gesellschaften
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c) der Kapital- und Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen, wenn
diese: 
1. von einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft als Mut-

tergesellschaft zum Buchwert übertragen worden sind, bis zur
Höhe der stillen Reserven, die zum Zeitpunkt der Übertra-
gung bestanden haben; 

2. bei Anerkennung einer bestehenden Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft als Holdinggesellschaft bereits zu deren Ak-
tiven gehört haben, bis zur Höhe der stillen Reserven, die zum
Zeitpunkt der Anerkennung bestanden haben; 

d) der Kapital- und Aufwertungsgewinne sowie der stillen Reserven
bei Beendigung der Steuerpflicht im Kanton, deren Besteuerung
nach Art. 32 Abs. 3 und Art. 88 Abs. 5 dieses Erlasses unterblieb. 

Die Besteuerung der Kapital- und Aufwertungsgewinne nach
Abs. 2 Bst. c und d dieser Bestimmung entfällt, soweit sie Kapital-
und Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen betrifft, für die im
Zeitpunkt des Aufschubs der Besteuerung eine Ermässigung auf
der Gewinnsteuer nach Art. 90 und 91 dieses Erlasses möglich
gewesen wäre.

Art. 93. Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftun-
gen, die in der Schweiz eine Verwaltungstätigkeit, aber keine Ge-
schäftstätigkeit ausüben, entrichten keine Gewinnsteuer auf Erträ-
gen aus Beteiligungen nach Art. 90 Abs.1 dieses Erlasses sowie auf
Kapital- und Aufwertungsgewinnen auf solchen Beteiligungen. Sie
entrichten jedoch die Gewinnsteuer: 
a) auf den übrigen Erträgen, einschliesslich der Kapital- und Auf-

wertungsgewinne, aus der Schweiz; 
b) auf einem Anteil an den übrigen Erträgen, einschliesslich der

Kapital- und Aufwertungsgewinne, aus dem Ausland nach der
Bedeutung der Verwaltungstätigkeit in der Schweiz; 

c) auf Kapital- und Aufwertungsgewinnen sowie auf stillen Reser-
ven, wenn die Voraussetzungen nach Art. 92 Abs. 2 Bst. c oder d
sowie Abs. 3 dieses Erlasses sachgemäss erfüllt sind. 

Der geschäftsmässig begründete Aufwand, der mit bestimmten
Erträgen in wirtschaftlichem Zusammenhang steht, wird von diesen
vorweg abgezogen. Verluste aus Beteiligungen, deren Erträge nicht
der Besteuerung unterliegen, können nur mit Erträgen aus solchen
Beteiligungen verrechnet werden.

Von der Ermässigung nach Abs.1 Bst. b dieser Bestimmung aus-
geschlossen sind Erträge, für die eine Entlastung von ausländischen
Quellensteuern beansprucht wird und für die ein Staatsvertrag die
ordentliche Besteuerung in der Schweiz voraussetzt.

4. Domizil-
gesellschaften
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Art. 99. Die einfache Steuer vom Eigenkapital beträgt: 
a) 0,01 Promille, wenigstens Fr. 300.–, für Holding- und Domizil-

gesellschaften; 
b) 0,2 Promille für die anderen juristischen Personen.

Für gemischte Beteiligungsgesellschaften ermässigt sich die
Kapitalsteuer im Verhältnis der Beteiligungen zu den gesamten
Aktiven.

Eigenkapital der übrigen juristischen Personen und der Anlage-
fonds unter Fr. 50 000.– wird nicht besteuert.

Art. 101. Von der Minimalsteuer sind ausgenommen: 
a) neu gegründete juristische Personen für die ersten zwei Ge-

schäftsjahre, wenn sie nicht durch Umwandlung, Zusammen-
schluss, Teilung oder Abspaltung aus einer andern Unterneh-
mung entstanden sind; 

b) juristische Personen für Grundstücke, auf denen sie zur Haupt-
sache ihren Betrieb führen; 

c) juristische Personen, welche die Voraussetzungen für Bundes-
hilfe nach Art. 33 des eidgenössischen Wohnraumförderungs-
gesetzes vom 21. März 20031 oder Art. 51 und 52 des eidge-
nössischen Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes vom
4. Oktober 19742 erfüllen. 

Für juristische Personen, die in der vorausgegangenen Steuer-
periode die Gewinn- und die Kapitalsteuer entrichtet haben, ver-
mindert sich die Minimalsteuer für die laufende Steuerperiode auf
die Hälfte. Sie entrichten wenigstens die ordentlichen Steuern vom
Reingewinn und vom Eigenkapital.

Art. 140. Die einfache Grundstückgewinnsteuer beträgt:
Fr. 

0 Prozent für die ersten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 200.–
0,5 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 800.–
1 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 700.–
2 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 100.–
3 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 100.–
4 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 600.–
5 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 700.–
6 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 900.–
7 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 600.–
8 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 000.–
9 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21 100.–
10 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 176 200.–

Steuer-
berechnung

Ausnahmen

Steuer-
berechnung
a) Steuersatz

1 SR 842.
2 SR 843.
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Für Gewinne über Fr. 248 000.– beträgt die einfache Steuer
zusätzlich: 

Fr.
10,5 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 208 000.–
11 Prozent für die weiteren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 144 000.–

Für Gewinne über Fr. 600 000.– beträgt die einfache Steuer für
den ganzen Gewinn einheitlich 10 Prozent.

Art.151. Für Grundstücke können die Steuerbehörde und der
Steuerpflichtige eine Neuschätzung verlangen.

Nutzniessungen, Renten und andere wiederkehrende Leistungen
werden nach ihrem Kapitalwert bewertet.

Bei einer Nacherbeneinsetzung, die sich nicht auf den Überrest
beschränkt, wird das auf den Vorerben übergehende Vermögen zum
Kapitalwert der Vorerbschaft bewertet.

Bei Vermögensübergängen aus Versicherungsvertrag ist für die
Bewertung der Rückkaufswert oder die ausbezahlte Versicherungs-
leistung massgebend.

Wird die Erbschaftssteuer dem Nachlass überbunden oder wird
die Schenkungssteuer vom Schenker übernommen, erhöht sich die
steuerbare Zuwendung um den entsprechenden Steuerbetrag.

Art. 163. Die Steuerbehörden erteilen den Steuerbehörden 
des Bundes und der andern Kantone kostenlos die benötigten Aus-
künfte, gewähren ihnen auf Verlangen Einsicht in amtliche Akten
und geben ihnen die Daten weiter, die für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben dienlich sein können. Ist eine Person mit Wohnsitz oder Sitz
im Kanton aufgrund der Steuererklärung auch in einem andern
Kanton steuerpflichtig, gibt die Veranlagungsbehörde der Steuer-
behörde des andern Kantons Kenntnis von der Steuererklärung und
von der Veranlagung.

Die Verwaltungsbehörden, Strafuntersuchungsbehörden und Ge-
richte erteilen den Steuerbehörden ungeachtet einer allfälligen Ge-
heimhaltungspflicht auf Verlangen aus ihren Akten Auskunft und
geben ihnen die Daten weiter, die für die Durchführung dieses
Erlasses von Bedeutung sein können. Sie können die Steuerbehör-
den von sich aus darauf aufmerksam machen, wenn sie vermuten,
dass eine Veranlagung unvollständig ist.

Die Regierung kann Verwaltungsbehörden des Staates und der
Gemeinden verpflichten, den Steuerbehörden von sich aus be-
stimmte, von ihr bezeichnete Tatsachen, die für die Besteuerung
erheblich sind, kostenlos zu melden.

Art. 163bis (neu). Die Daten nach Art. 163 dieses Erlasses wer-
den einzeln, auf Listen oder auf elektronischen Datenträgern über-
mittelt. Sie können auch mittels eines Abrufverfahrens zugänglich
gemacht werden. Diese Amtshilfe ist kostenlos.

2. Besondere
Fälle

Amtshilfe 
a) Grundsatz

b) Daten-
bearbeitung
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Weitergegeben werden die Daten von Steuerpflichtigen, die zur
Veranlagung und Erhebung der Steuer dienen können, namentlich:
a) die Personalien;
b) Angaben über den Zivilstand, den Wohn- und Aufenthaltsort, die

Aufenthaltsbewilligung und die Erwerbstätigkeit;
c) Rechtsgeschäfte;
d) Leistungen eines Gemeinwesens.

Art. 192. Die Erben müssen, wenn kein amtliches Inventar auf-
genommen wird, das Erbeninventar als Steuererklärung im Sinn
von Art.168 dieses Erlasses ausfüllen, persönlich unterzeichnen
und zusammen mit den notwendigen Beilagen innert vier Monaten
seit dem Tod des Erblassers oder des Vorerben dem kantonalen
Steueramt einreichen.

Wird das Erbeninventar nicht von allen Erben oder nur von
einem Vermächtnisnehmer, vom Willensvollstrecker, vom Erb-
schaftsverwalter oder vom Erbenvertreter unterzeichnet, wird die
vertragliche Vertretung für die nicht unterzeichnenden Erben ange-
nommen.

Personen, die eine steuerbare Schenkung erhalten haben, müssen
diese dem kantonalen Steueramt innert 60 Tagen seit Vollzug unter
Angabe von Gegenstand, Wert und verwandtschaftlicher Beziehung
zum Schenker anzeigen.

Art. 206 und 207 dieses Erlasses gelten sachgemäss.

Art. 196. Die Beteiligten können den Entscheid der Verwal-
tungsrekurskommission innert 30 Tagen beim Verwaltungsgericht
anfechten.

Das Verwaltungsgericht entscheidet, ohne an die Begehren der
Beteiligten gebunden zu sein.

Ist vor Verwaltungsrekurskommission eine ausführliche Begrün-
dung des Entscheides verlangt worden, beginnt die Frist mit der
Eröffnung des ausführlich begründeten Entscheides zu laufen.

Art. 210. Eine vorläufige Steuerrechnung wird dem Steuer-
pflichtigen zugestellt: 
a) bei periodischen Einkommens- und Vermögenssteuern in jedem

Kalenderjahr für die Steuerperiode, die im gleichen Jahr endet; 
b) bei Gewinnsteuern für die abgelaufene und bei Kapitalsteuern

für die laufende Steuerperiode; 
c) bei nicht periodischen Steuern, wenn die Höhe des mutmasslich

geschuldeten Steuerbetrags eine vorläufige Steuerrechnung
rechtfertigt oder der Steuerpflichtige eine solche verlangt. 

Die vorläufige Steuerrechnung kann für die periodischen Ein-
kommens- und Vermögenssteuern in Raten aufgeteilt werden.

2. Verfahrens-
pflichten

Beschwerde

Vorläufige
Steuerrechnung
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Grundlage der vorläufigen Rechnung sind die Steuererklärung,
die letzte rechtskräftige Veranlagung oder der mutmasslich ge-
schuldete Steuerbetrag.

Eine Akontozahlung kann verfügt werden, wenn die vorläufige
Steuerrechnung:
a) bei periodischen Steuern nicht bis am Ende der Steuerperiode

bezahlt wird;
b) bei nicht periodischen Steuern nicht innerhalb von 90 Tagen

bezahlt wird.

Art. 214. Für Beträge, die mit der Akontozahlungsverfügung
oder der Schlussrechnung in Rechnung gestellt werden, wird eine
Zahlungsfrist von dreissig Tagen gewährt.

Auf dem Steuerbetrag der Schlussrechnung wird nach Ablauf
der Zahlungsfrist, ungeachtet eines allfälligen Einsprache-, Rekurs-
oder Beschwerdeverfahrens, ein Verzugszins geschuldet.

Art. 216. Die Betreibung wird eingeleitet, wenn der aufgrund
der Akontozahlungsverfügung oder der Schlussrechnung geschul-
dete Betrag trotz Mahnung nicht bezahlt wird.

Die rechtskräftigen Verfügungen und Entscheide über Steuern,
Bussen und Kosten sind gemäss Art. 80 Abs. 2 SchKG1 vollstreck-
baren gerichtlichen Urteilen gleichgestellt.

Art. 222. Beim kantonalen Steueramt kann Einsprache erhoben
werden gegen:
a) die Akontozahlungsverfügung;
b) die Schlussrechnung;
c) die Verfügung von Verzugszinsen;
d) die Verfügung über einen Rückforderungsanspruch.

Im Übrigen gelten die Bestimmungen über das Rekurs- und das
Beschwerdeverfahren sachgemäss.

Art. 239. Die Steuer wird nach dem für die Vermögenssteuer
massgebenden Wert des Grundstückes am Ende des vorausgegan-
genen Kalenderjahres bemessen. Die Schulden werden nicht be-
rücksichtigt.

Art. 252 wird aufgehoben.

Art. 256. Erscheint aufgrund der Akten und vorläufiger Ab-
klärungen der Tatbestand der Verletzung von Verfahrenspflichten
als erfüllt, wird eine Bussenverfügung erlassen.

Zahlungsfrist
und Verzugs-
zins 

Betreibung

Einsprache,
Rekurs und
Beschwerde

Steuer-
bemessung

b) Bussen-
verfügung

1 BG über Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889, SR 281.1.
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Die Bussenverfügung bezeichnet den Fehlbaren, die ihm zur
Last gelegte Handlung, die angewendeten Gesetzesbestimmungen,
die Beweismittel, die Busse und weist auf die Möglichkeit der Ein-
sprache sowie die Folgen der Unterlassung hin. Es werden keine
Kosten berechnet.

Die Bussenverfügung wird rechtskräftig, wenn der Fehlbare
nicht innert dreissig Tagen bei der verfügenden Behörde schriftlich
Einsprache erhebt oder die Einsprache vor Erlass eines Straf-
bescheides zurückzieht.

Art. 257. Die Einleitung des Untersuchungsverfahrens wegen
Steuerhinterziehung wird dem Angeschuldigten unter Angabe des
Anfangsverdachts schriftlich eröffnet.

Das Untersuchungsverfahren wegen Verletzung von Verfahrens-
pflichten wird eröffnet, wenn der Angeschuldigte gegen die Bus-
senverfügung Einsprache erhebt.

II.

Das Ergänzungsleistungsgesetz vom 22. September 19911 wird wie
folgt geändert:

Art. 16. Ergänzungsleistungen nach diesem Ge-
setz, die nicht durch Beiträge des Bundes gedeckt
werden, tragen der Staat und die politischen Gemein-
den je zur Hälfte. 

Die politische Gemeinde trägt die Verwaltungs-
kosten der Gemeindezweigstelle, der Staat die übrigen
Verwaltungskosten.

III.

Art. 8 und Ziff. II dieses Erlasses werden nur rechtsgültig, wenn der
Kantonsratsbeschluss über die Zuweisung eines Teils des Kantons-
anteils am Erlös aus dem Verkauf von Goldreserven der Schweize-
rischen Nationalbank an das besondere Eigenkapital vom 21. Mai
20062 rechtsgültig wird.

1 sGS 351.5.
2 sGS 831.51.

c) Unter-
suchung und
Strafbescheid
1. Eröffnung
der Unter-
suchung

Grundsatz
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IV. 

Dieser Erlass wird ab 1. Januar 2007 angewendet.

V.

Dieser Erlass untersteht dem obligatorischen Finanzreferendum,
wenn der Kantonsratsbeschluss über die Zuweisung eines Teils des
Kantonsanteils am Erlös aus dem Verkauf von Goldreserven der
Schweizerischen Nationalbank an das besondere Eigenkapital vom
21. Mai 20061 rechtsgültig wird.

Der Präsident des Kantonsrates:
Prof. Dr. Silvano Möckli

Der Staatssekretär:
lic. iur. Martin Gehrer

Die Regierung des Kantons St.Gallen 

erklärt:2

Der II. Nachtrag zum Steuergesetz3 ist in der Volksabstimmung
vom 24. September 2006 mit 96 491 Ja- gegen 30 802 Nein-Stim-
men angenommen worden4 und demnach am 24. September 2006
rechtsgültig geworden.

Der Erlass wird ab 1. Januar 2007 angewendet.

St.Gallen, 31. Oktober 2006 Die Präsidentin der Regierung:
Karin Keller-Sutter

Der Staatssekretär:
lic. iur. Martin Gehrer

1 sGS 831.51.
2 Siehe ABl 2006, 3078.
3 Abstimmungsvorlage siehe ABl 2006, 2144 ff.
4 Abstimmungsergebnis siehe ABl 2006, 2605 ff.
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